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Art. 1 

Inkrafttretensdatum 

26.12.1992 

Text 

Artikel 1 

Informationspflicht des Bundes 

(1) Der Bund unterrichtet die Länder unverzüglich im Wege der Verbindungsstelle der Bundesländer 
über alle Vorhaben im Rahmen der europäischen Integration, die den selbständigen Wirkungsbereich der 
Länder berühren oder sonst für sie von Interesse sein könnten. Gleiches gilt für die Gemeinden, soweit 
der eigene Wirkungsbereich oder sonstige wichtige Interessen der Gemeinden berührt werden. Die 
Vertretung der Gemeinden obliegt in diesen Angelegenheiten dem Österreichischen Städtebund und dem 
Österreichischen Gemeindebund. 

(2) Die Unterrichtung erfolgt insbesondere durch Übersendung der dem Bund vorliegenden 

 a) Dokumente, Berichte und Mitteilungen von Organen und Einrichtungen der Europäischen 
Gemeinschaften, der Europäischen Freihandelsassoziation und des Europäischen 
Wirtschaftsraumes, 

 b) Dokumente, Berichte und Mitteilungen über informelle Ministertreffen und Gremien im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaften, der Europäischen Freihandelsassoziation und des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, 

 c) Dokumente und Informationen über Verfahren vor Europäischen Gerichten und 
Streitbeilegungseinrichtungen, an denen die Republik Österreich beteiligt ist, sowie 

 d) Berichte der Österreichischen Mission bei den Europäischen Gemeinschaften. 

(3) Über Vorhaben des Bundes in Angelegenheiten der europäischen Integration werden die Länder 
und Gemeinden im Wege der Einrichtungen gemäß dem Bundesgesetz über die Errichtung eines Rates 
für Fragen der österreichischen Integrationspolitik, BGBl.Nr. 368/1989, und gemäß der Verordnung des 
Bundeskanzlers über die Einsetzung und die Geschäftsordnung der Arbeitsgruppe für Integrationsfragen, 
BGBl.Nr. 574/1989, unterrichtet. Diese Unterrichtung erfolgt insbesondere durch Übermittlung von 
Dokumenten und Informationen über förmliche Initiativen, Stellungnahmen und Erläuterungen der 
Bundesregierung für Organe der Europäischen Gemeinschaften, der Europäischen Freihandelsassoziation 
und des Europäischen Wirtschaftsraumes. 


